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ORDNUNGSPOLITIK KERNAUSSAGEN 
Schatten und Licht – Die wirtschaftspolitische  
Performance der Bundesregierung 
von Dr. Susanne Cassel und Dr. Tobias Thomas  

 

Politikanalyse: 
 

• Die Bekämpfung der Europäischen 
Staatsschuldenkrise und die Energiewen-
de waren bestimmende Politikfelder in 
der ersten Hälfte der Legislaturperiode. 

• Notwendige Reformen in anderen Be-
reichen, so in der Steuer- und Sozialpoli-
tik, sind auf der Strecke geblieben. 
 

Politikempfehlung: 
• Öffentliche Haushalte auf allen föderalen 

Ebenen konsequent konsolidieren. 
• Steuerstrukturreformen beherzt ange-

hen und haushaltsneutral gestalten – ins-
besondere durch Subventionsabbau. 

• Weitere Strukturreformen im Bereich 
Kranken- und Pflegeversicherung.  

• Keine weiteren Mindestlöhne. 

 

2010 und 2011 ist die deutsche Wirtschaft 
mit 3,7 und 3,0 Prozent stark gewachsen. 
Im Sommer 2011 erreichte das Bruttoin-
landsprodukt das Vorkrisenniveau von 
2008 – Deutschland ist das einzige OECD-
Land, dem das gelungen ist. Mit gut 41 Mil-
lionen Erwerbstätigen hat nun mehr als 
jeder Zweite einen Job – das gab es in 
Deutschland noch nie. Die Arbeitslosenzahl 
ist unter drei Millionen gefallen. Die ver-
gangenen zweieinhalb Jahre waren aber vor 
allem durch die Staatsschuldenkrise in Eu-
ropa und die Energiewende geprägt. Wich-
tige Reformvorhaben sind auf der Strecke 
geblieben. Die Bundesregierung sollte die 
verbleibende Zeit bis zur Bundestagswahl 
nutzen, um sichtbare finanz- und wirt-
schaftspolitische Spuren zu hinterlassen.  
 

 
 
 
 
 
 

Europäische Staatsschuldenkrise: Die 
Bundesregierung hat in Brüssel Regeln 
durchgesetzt, die die Wettbewerbsfähigkeit 
von Krisenländern stärken und zur Haus-
haltskonsolidierung beitragen sollen. Mit 
dem Europäischen Stabilitäts-Mechanismus 
(ESM) wird ein dauerhafter Rettungsschirm 
für Eurozonen-Staaten eingerichtet. Sollten 
die vereinbarten Regeln aber ebenso wenig 
eingehalten werden wie die Maastricht-
Regeln, kann der ESM sogar zu loserer 
Haushaltsdisziplin in Mitgliedsländern ver-
leiten. Eine geordnete Staatsinsolvenz wird 
hingegen nicht mehr diskutiert. Mit der 
massiven Bereitstellung von Liquidität hat 
sich die EZB auf einen waghalsigen Kurs 
begeben. Die Vermischung von geld- und 
fiskalpolitischer Kompetenzen untergräbt 
ihre Unabhängigkeit. 
 

Finanzmarktregulierung: Mit Basel III 
wurde beschlossen, die Mindestanforde-
rungen für Eigenkapital von Banken zu er-
höhen und Kapitalpuffer einzuführen. Den-
noch ist nicht  für  alle  Kredite  an  Staaten 
eine   Eigenkapitalunterlegung   vorgesehen. 

 

Wo das der Fall ist, fehlen Sicherheiten und 
kann exzessive Staatsverschuldung kredit-
vergabeseitig nicht eingedämmt werden. 
Die Diskussion um die Finanztransaktion-
steuer geht indessen weiter. Wird sie nur 
von einigen Ländern eingeführt, sind Aus-
weicheffekte wahrscheinlich. Zielgenauer 
im Hinblick auf fortbestehende Finanz-
marktprobleme wirken regulatorische Ein-
griffe, etwa eine höhere Leverage Ratio. 
 

Haushaltskonsolidierung: 2010 wurde 
die Schuldenbremse im Grundgesetz ver-
ankert: Der Bund darf ab 2016 nur noch 
eine strukturelle Neuverschuldung von  
0,35 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
eingehen; die Länder dürfen ab 2020 gar 
keine neue Schulden mehr machen. Mit den 
aktuell sprudelnden Steuereinnahmen kann 
der Bund die Schuldenregel sogar schon 
vor 2016 einhalten. Insgesamt lassen die 
Konsolidierungsbemühungen aber nach. So 
gibt es keine Gegenfinanzierung für die Ein-
nahmeausfälle aus der Kernbrennstoffsteu-
er (rd. eine Mrd. Euro) und die geplanten 
zwei Mrd. Euro aus der Finanztransaktions-
teuer werden kaum realisiert werden. Zu-
sätzliche Vorhaben sind nicht gegenfinan-
ziert, wie Betreuungsgeld oder Zuschuss-
rente. Hilfen für überschuldete Eurozonen-
länder stellen weitere Haushaltsrisiken dar. 
 

Energiepolitik: Mit der Energiewende soll 
der Ausbau erneuerbarer Energien voran-
getrieben, der Netzausbau bewerkstelligt 
und die Netzstabilität gewährleistet wer-
den. All dies muss möglichst kostengünstig 
geschehen, um Privathaushalte und Unter-
nehmen nicht übermäßig zu belasten. Zu-
dem besteht die Gefahr, dass der Staat zu-
nehmend gedrängt wird, Aufgaben zu über-
nehmen, die in private Hände gehören. Be-
reits jetzt ist der Energiesektor in Deutsch-
land durch vielfältige, sich teilweise wider-
sprechende staatliche Eingriffe gekenn-
zeichnet. Hier gilt es, den klimapolitischen 
Instrumentenkasten aufzuräumen, zuneh-
menden Subventionsforderungen zu wider-
stehen und den Wettbewerb zu stärken. 
 

Steuerpolitik: Die Bundesregierung ist 
weit hinter den Ankündigungen des Koali-
tionsvertrags zurückgeblieben. So sind we-
der bei der Steuervereinfachung noch bei 
den ermäßigten Mehrwertsteuersätzen 
Fortschritte erzielt  worden.  Die  Gemein-
definanzreform ist gescheitert. Die Ein-
kommensteuerreform zu einem Stufenmo-
dell wurde erst gar nicht angegangen. Ein 
Gesetzentwurf zur Korrektur der „kalten 
Progression“  befindet  sich  derzeit   
wenig aussichtsreich im   parlamentarischen 

 

Verfahren. Bei den Unternehmenssteuern 
ist geplant, die Regelungen zur steuerlichen 
Verlustverrechnung sowie der Besteuerung 
von verbundenen Unternehmen zu refor-
mieren. Dabei sind strukturelle Steuerre-
formen durchaus vereinbar mit Haushalts-
konsolidierung – insbesondere wenn man 
den Subventionsabbau konsequent angeht.  
 

Sozialpolitik: Die konjunkturelle Lage 
wirkt sich positiv auf die Sozialversicherung 
aus. Dies darf aber nicht darüber hinweg-
täuschen, dass eine Strukturreform, die das 
Gesundheitssystem langfristig leistungsfähig 
und finanzierbar macht, weiterhin aussteht. 
Dies gilt in noch größerem Maße für die 
Pflegeversicherung. In der Rentenversiche-
rung sind mittelfristig aufgrund der steigen-
den Lebenserwartung Nachjustierungen 
notwendig. Bei der Rente mit 67 wird es 
langfristig nicht bleiben können.  
 

Arbeitsmarktpolitik: Der Arbeitsmarkt 
ist in hervorragender Verfassung. Gründe 
dafür sind: die gute Konjunktur, beschäfti-
gungsfreundliche Tariflohnabschlüsse und 
insbesondere die Arbeitsmarktreformen 
2003-2005 sowie die Kurzarbeit als 
Krisemaßnahme 2009. Dass die Bundesre-
gierung in immer mehr Branchen Mindest-
löhne einführen will und sogar einen flä-
chendeckenden Mindestlohn anstrebt, ge-
fährdet die Erfolge auf dem Arbeitsmarkt.  
 
 
 

 
 
 
 
 

Dieser Policy Brief entstand auf Grundla-
ge des ECONWATCH-Meetings „Die 
wirtschaftspolitische Performance der 
Bundesregierung – eine Analyse aus Sicht 
eines Wirtschaftsweisen“ mit Prof. Dr. 
Lars P. Feld (Walter Eucken Institut und 
Sachverständigenrat) am Wissenschafts-
zentrum Berlin für Sozialforschung, WZB. 
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Helfen Sie mit! 
Um den ECONWATCH-Policy Brief an-
bieten zu können, in dem Sie verständli-
che und wissenschaftlich fundierte Infor-
mationen über wirtschaftspolitische Zu-
sammenhänge und Reformmöglichkeiten 
erhalten, ist ECONWATCH als gemein-
nützige und unabhängige Organisation auf 
Mitgliedsbeiträge und Spenden angewie-
sen. Informationen hierzu erhalten Sie auf: 
www.econwatch.org 
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Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung,  
Jahresgutachten 2011/12. 


